
anwenden, haben also Veranlassung, sich über den 
Stand der wissenschaftlichen Erfahrungen auf diesem 
Gebiet eingehend zu unterrichten.

Nach dem Gutachten waren hierzu bereits im Jahre 
1937 Richtlinien angenommen worden, deren Kenntnis 
bei Fachärzten, zu deren Gebiet Röntgenbehandlung ge­
hört gefordert werden muß. Da diese Richtlinien ver­
letzt worden sind, liegt ein Verschulden der behandeln­
den Ärzte vor.

Den Ausführungen des Gutachtens, die Erfrierungs­
schädigung des Klägers sei klinisch nicht mit Sicherheit 
erkennbar gewesen, und das sei „in gewisser Bezie­
hung“ als eine Entschuldigung anzusehen, können das 
zivilrechtliche Verschulden nicht ausschließen. Es ist 
sehr wenig wahrscheinlich, daß den behandelnden Ärz­
ten die frühere Erfrierung der Fersen des Klägers un­
bekannt geblieben sein sollte, da man annehmen muß, 
daß mindestens der Kläger darüber berichtet hat. Wenn 
das aber wider Erwarten nicht der Fall gewesen sein 
sollte, so waren sie verpflichtet, ihn nach der Vor­
geschichte dieser Schädigung zu befragen.

Es liegt ateo ein Verschulden der behandelnden Ärzte 
bei der Durchführung des vom Kläger mit der Ver­
klagten abgeschlossenen Arztvertrages vor, für das die 
Verklagte infolge positiver Vertragsverletzung gern. 
§ 278 BGB haftet.

Ein Mitverschulden fällt dem Kläger nicht zur Last. 
Er hat die Schäden alsbald zunächst von praktischen 
Ärzten und später in der Charitö behandeln lassen. In 
die Behandlung der Klinik der Verklagten zurückzu­
kehren, konnte nicht von ihm verlangt werden, nach­
dem die dortige Behandlung ihm eben einen Schaden 
zugefügt hatte, der objektiv erheblich war, und den er 
zunächst sogar als einen sehr schweren anzusehen, 
Grund hatte.

Die Höhe des Verdienstentganges ist durch die vom 
Kläger vorgelegten Bescheinigungen erwiesen. Die Zins­
forderung ist gern. § 284 Abs. 1 i. Verb, mit § 288 Abs. 1 
BGB in Höhe von 4% für die vor Klagerhebung ent­
standene Schadensersatzforderung, d. h. für 2985 DM be­
rechtigt. Ebenso ist es berechtigt, Zinsen für den weite­
ren, während des Rechtsstreits in der ersten Instanz ent­
standenen Verdienstausfall von 508,84 DM für die Zeit 
vom 30. Juli 1954 ab zu fordern; denn dieser Zeitpunkt 
liegt nach der Entstehung des angeführten Teilschadens. 
Auch der Feststellungsantrag ist begründet, da sich erst 
in der Zukunft zeigen kann, ob der dem Kläger zu­
nächst entstandene erhebliche Gesundheitsschaden durch 
die Behandlung in der Berliner Charitö völlig aus“ 
geheilt ist.

Die Berufung war also, soweit es sich um die Forde* 
rung für Verdienstausfall des Klägers handelt, als un-* 
begründet zurückzuweisen.

Da der Kläger die Klage, soweit es sich um Schmer­
zensgeld handelt, zurückgenommen hat, muß er unter 
entsprechender Anwendung von § 271 Abs. 3 Satz 2 
ZPO mit einem Teil der Kosten belastet werden. § 92 
Abs. 2 ZPO zu seinen Gunsten anzuwenden, ist nicht 
möglich, da eine Forderung von 400 DM im Rahmen der 
Gesamtzahlungsforderung von 3893,84 DM und selbst 
bei Mitberücksichtigung des auf 1500 DM zu bewerten­
den Feststellungsantrages nicht geringfügig ist.

§ 9 GVG.
Die Unzulässigkeit des Rechtsweges kann, abgesehen 

vom Kassationsverfahren, nach Eintritt der Rechtskraft 
nicht mehr berücksichtigt werden.

OG, Urt. vom 28. November 1955 — 2 Uz 27/55.
Der Verklagte hat in einem Rechtsstreit mit umgekehrter 

Parteistellung vor dem Amtsgericht am 23. Februar 1951 ein 
rechtskräftig gewordenes Urteil erwirkt, mit dem der jetzige 
Kläger verurteilt worden ist, an ihn zu Händen der Deutschen 
Notenbank in S. 18 111 DM nebst 4 Prozent Zinsen seit dem 
1. Juli 1946 zu zahlen. Hierauf hat dieser im Jahre 1951 12 600 
DM gezahlt.

In diesem Vorprozeß ist der Verklagte unter dem 26. Mai 1950 
mit der Behauptung aufgetreten, der Kläger schulde ihm eine 
Kaufpreisforderung in Höhe von 18 111 DM.

Im Januar 1952 erhob E. eine weitere Klage gegen den Land­
kreis auf Zahlung von 35 600 DM, die durch Urteil des Bezirks­
gerichts vom 2. Oktober 1952 wegen Unzulässigkeit des Rechts­
weges abgewiesen wurde. Die hiergegen vom jetzigen Verklag­
ten eingelegte Berufung wurde durch Beschluß des Obersten 
Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik vom 11. De­
zember 1952 als offensichtlich imbegründet verworfen.

Im vorliegenden Rechtsstreit hat der klagende Landkreis zu­
nächst behauptet, E. habe die Verurteilung im ersten Verfah­

ren durch unerlaubte Handlung — falsche Prozeßbehauptung 
— erwirkt. Ihm, dem Kläger, sei es nicht möglich gewesen, 
rechtzeitig die erforderlichen Beweise gegenüber den unrich­
tigen Klagbehauptungen zu erbringen. Durch die Abweisung 
des Klaganspruchs im zweiten Verfahren stehe „endgültig und 
eindeutig“ fest, daß der Verklagte keine Forderungen gegen 
ihn habe. Mithin sei die Zahlung auf Grund des Urteils im 
ersten Verfahren zu Unrecht geleistet worden.

Der klagende Landkreis hat daher beantragt, den Verklagten 
zu verurteilen, an ihn den vollstreckbaren Titel, nämlich das 
Urteil des ehemaligen Amtsgerichts vom 23. Februar 1951 über 
18 111 DM, herauszugeben und die erhaltenen 12 600 DM nebst 
4 Prozent Zinsen seit dem Tage der Klagzustellung (5. April 
1955) zurückzuzahlen.

Der Verklagte hat demgegenüber beantragt, die Klage abzu­
weisen. Es könne dahingestellt bleiben, ob das streitige Urteil 
materiell unrichtig sei, denn dies allein rechtfertigt nicht die 
Beseitigung der Wirkung eines rechtskräftigen Urteils.

Das Bezirksgericht hat den Inhalt sämtlicher Vorakten zum 
Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemacht und die 
Klage mit Urteil vom 29. Juli 1955 abgewiesen. Es hat die Vor­
aussetzungen einer Vollstreckungsgegenklage (§ 767 ZPO) nicht 
als vorliegend angesehen. Es hat zwar die grundsätzliche Mög­
lichkeit der Beseitigung eines durch unerlaubte Handlung er­
schlichenen rechtskräftigen Urteils bejaht, im vorliegenden 
Falle jedoch verneint, daß der Verklagte das in Rede stehende 
Urteil durch unerlaubte Handlung erwirkt habe. Nach dieser 
Rechtslage sei auch kein Anspruch aus § 812 ff. BGB begründet.

Gegen dieses /Urteil richtet sich die Berufung des Klägers. 
Seine zusätzlichen Ausführungen gehen dahin, daß der vom 
Bezirksgericht vertretenen Rechtsauffassung zu der von Amts 
wegen zu beachtenden Zulässigkeit des Rechtsweges nicht zu­
gestimmt werden könne. Sein bisheriges Vorbringen, daß der 
jetzige Verklagte das in Rede stehende Urteil durch Prozeß­
betrug erwirkt habe, hat er fallen lassen. Die Berufung blieb 
ohne Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Zutreffend hat das Bezirksgericht ausgeführt, daß die 

Frist, innerhalb der eine Kassation des Urteils bean­
tragt werden kann, vergangen sei; diese Frist beträgt 
gem. § 13 OGStG ein Jahr; es ist jedoch kein Kassa­
tionsantrag gestellt worden, so daß sie nunmehr ver­
strichen ist.

Ebenfalls nicht zu beanstanden ist die Auffassung 
des Bezirksgerichts, daß auch eine Wiederaufnahme des 
Verfahrens (Nichtigkeits- oder Restitutionsklage nach 
§§ 578 ff. ZPO) sowie eine Vollstreckungsgegenklage 
nicht zum Erfolg führen kann. Die vorliegende Klage 
ist nach der Art ihres Aufbaues und ihrer Begründung 
überhaupt nicht als Geltendmachung eines dieser 
Rechtsmittel anzusehen. Der Fall der Vollstreckungs­
gegenklage (§ 767 ZPO) ist nicht gegeben, da, wie be­
reits aus dem Wortlaut des § 767 ZPO hervorgeht, und 
auch aus dem nicht veröffentlichten Urteil des Obersten 
Gerichts vom 21. Juni 1954 — 2 Zz 41/54 — unter ande­
rem zu entnehmen ist, Einwendungen gegen den durch 
das Urteil festgestellten Anspruch nur insoweit zu­
lässig sind, als die Gründe, auf denen sie beruhen, erst 
nach Schluß der letzten mündlichen Verhandlung ent­
standen sind und durch Einspruch nicht mehr geltend 
gemacht werden können.

Dasselbe gilt auch für die Entscheidung über die Zu­
lässigkeit des Rechtsweges. Diese ist, wie das Oberste 
Gericht ständig entschieden hat, zwar während des ge­
samten Verfahrens zu prüfen. Mit der Rechtskraft des 
Schlußurteils erreicht aber — abgesehen wieder vom 
Kassationsantrag und von der Wiederaufnahme — die 
Prüfungsmöglichkeit ihr Ende. Dann erwächst auch die 
Entscheidung über die Zulässigkeit des Rechtsweges, 
die nach § 9 GVG dem Gericht obliegt, in Rechtskraft.

Zu bemerken wäre noch, daß der Kläger außerdem 
ausreichend Zeit hatte, eine Kassationsanregung an den 
seinerzeit allein zuständigen Generalstaatsanwalt zu 
richten, zumal zu dieser Zeit das Oberste Gericht be­
reits in mehreren Entscheidungen (vgl. OGZ 1 S. 7, 12, 
31, 34, 38, 43, 88, 106, 119, 257 u. a.) seine Auffassung zur 
Frage der Unzulässigkeit des Rechtsweges dargelegt 
hatte.

Entscheidungen anderer Gerichte
Strafrecht

Art. 6 der Verfassung.
Systematische Verleitung mehrerer Familien zum 

illegalen Verlassen der DDR durch „Weissagungen“ 
einer Kartenlegerin als Boykotthetze i. S. des Art. 6 
der Verfassung.

BG Suhl, Urt. vom 16. April 1956 — 1 Ks 24/56.
Die 53jährige Angeklagte bestritt seit 1945 ihren Lebens­
unterhalt dadurch, daß sie gegen Entgelt Karten legte. Ihre
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